
Donnerstag, 13. März 2025, Nr. 10Seetaler Bote Forum   2

Vor rund zehn Jahren haben sich 
praktisch alle Länder der Welt an der 
Klimakonferenz von Paris darauf  ge-
einigt, die Klimaveränderungen mög-
lichst soweit zu beschränken, dass sich 

die Erde im weltweiten Durchschnitt 
nicht um mehr als 1,5° C gegenüber 
der vorindustriellen Zeit erwärmt. Mit 
78 % der anwesenden Mitglieder hat 
der Kantonsrat Luzern am 24. Juni 
2019 durch Erheblicherklärung des 
Postulats Peyer Ludwig namens der 
CVP-Fraktion symbolisch den Klima

notstand erklärt und damit den 
Klimaschutz als Aufgabe von höchster 
Priorität anerkannt. Auch in der Be-
völkerung des Kantons Luzern geniesst 
Klimaschutz einen hohen Rückhalt. 
Mit einem Ja-Anteil von 59 % haben die 
Stimmberechtigten im Kanton Luzern 
im Juni 2023 dem eidgenössischen Kli-
maschutzgesetz zugestimmt. 

Trotzdem hat die Politik es bisher nicht 
geschafft, die Treibhausgasemissionen 
wie gewünscht rasch in Richtung von 
Netto-Null-Emissionen zu senken. Was 
braucht es, um das zu ändern?

Wichtig ist meiner Meinung nach zu-
nächst, die Gefahren in ihrer vollen 
Tragweite zu erfassen. Der Weltklima
rat hat verdeutlicht, weshalb es so wich-
tig ist, die Erderwärmung auf  1,5° C zu 
beschränken. Bei einer Überschreitung 
dieser Grenze drohen unter anderem 
Kipppunkte überschritten zu werden, 
die ein starkes Abschmelzen des Eises 
auf  Grönland oder in der Antarktis 
und dadurch eine zusätzliche weltwei-
te Erhöhung des Meeresspiegels um 
mehrere Meter zur Folge haben. Hun-

derte von Millionen Menschen würden 
dadurch ihre Lebensgrundlagen verlie-
ren. Zahlreiche Städte, die wegen ihrer 
Nähe zum Meer eine hohe Bedeutung 
erlangt haben, drohen überflutet zu 
werden. Sandstrände würden ver-
schwinden, und ganze Inseln würden 
im Meer versinken. Es ist nicht ein-
fach, sich vorzustellen, dass wir als 
Menschheit überhaupt die Fähigkeit 
haben, so etwas zu bewirken. Doch ge-
nau das sich zu vergegenwärtigen, ist 
erforderlich, um verantwortungsvoll 
zu handeln. Schliesslich möchte wohl 
kaum jemand solche Folgen in Kauf  
nehmen.

CO2-Restbudget ist entscheidend: Wei-
ter ist es zentral, die Bedeutung des 
CO2-Restbudgets zu thematisieren. 
Laut dem Weltklimarat ist dies die 
wichtigste Zielgrösse zur Begren-
zung der weltweiten Temperaturer-
höhung auf  ein bestimmtes Niveau. 
Das CO2-Restbudget besagt, wie viele 
CO2-Emissionen wir uns zukünftig ins-
gesamt noch erlauben dürfen zur Ein-
haltung des Ziels. Zur Begrenzung der 
Temperaturerhöhung auf  1,5° C mit ei-

ner Wahrscheinlichkeit von zumindest 
zwei Dritteln beträgt das CO2-Restbud-
get im weltweiten Durchschnitt ab 2020 
nur zehn Mal so viel, wie die CO2-Emis-
sionen im Jahr 2019 betrugen. Da seit 
2020 die CO2-Emissionen kaum abge-
nommen haben, verbleibt uns ab 2025 
zur Einhaltung des erwähnten Ziels 
eine Menge an CO2-Emissionen, die 
nur etwa fünf  Jahresemissionen des 
Jahres 2019 entspricht. Eine solche Be-
trachtung macht klar, wie dringlich es 
ist zu handeln.
 
Energiewende bringt grosse Chancen: 
Der grösste Anreiz für mehr Klima-
schutz besteht meiner Meinung nach in 
den Chancen, die sich daraus ergeben. 
Erneuerbar zu heizen, emissionsfrei zu 
fahren oder über eine eigene Solaran-
lage zu verfügen: Viele Luzernerinnen 
und Luzerner zeigen tagtäglich schon, 
dass dies funktioniert. Entsprechende 
Ansätze bieten Chancen für die lokale 
Wertschöpfung und das Gewerbe. Es 
wirkt zudem stark befreiend, wenn wir 
die Abhängigkeit von fossilen Energi-
en überwinden und Heizungen, Fahr-
zeuge sowie der Stromverbrauch end-

lich frei von Treibhausgasemissionen 
sind. Allerdings darf  nicht vergessen 
werden, dass es für viele Menschen 
anspruchsvoll ist, auf  entsprechende 
neue Technologien zu wechseln. Es 
braucht daher Unterstützung. Gelingt 
es uns, alle Menschen mit an Bord zu 
nehmen, ist der Weg offen, rasch vor-
wärts zu machen. So kann der Kanton 
Luzern im Bereich Klimaschutz ein 
Vorbild sein. Entsprechende Vorbilder 
sind entscheidend, damit andere Kan-
tone und andere Länder beim Klima-
schutz ebenfalls rasch voranschreiten.

Dialog ist essenziell: Ich bin dabei 
überzeugt, dass es für genügend ra-
sche grosse Veränderungen viel Er-
fahrungsaustausch und viel Dialog 
braucht: Um Vertrauen in neue Tech-
nologien zu gewinnen und damit ein 
umfassender demokratischer Diskurs 
zu weitgehenden Klimaschutzmass-
nahmen in der breiten Bevölkerung 
stattfinden kann. Genau für solchen 
breiten Dialog sind Volksinitiativen 
ein geeignetes Mittel. Ich setze mich 
daher dafür ein, mit Klimainitiativen 
den Klimaschutz voranzubringen.

Klimaschutz als 
grosse Chance

Roman Bolliger
Kantonsrat Grüne, 
Hochdorf
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Der Nationalrat hat mit der Beratung 
der JUSO-Initiative begonnen und er 
wird diese Beratung noch in der dritten 
Sessionswoche abschliessen. Geplant 
sind für dieses Geschäft sieben Stunden 

Beratungszeit. Ich bin Kommissions-
berichterstatter und somit mittendrin. 
Die JUSO hat diese Volksinitiative am 
8. Februar 2024 eingereicht. Sie verlangt 
die Einführung einer Erbschafts- und 
Schenkungssteuer auf  Bundesebene. 
Diese Steuer soll ab einem Freibetrag 

von 50 Millionen Franken auf  der Sum-
me des darüber liegenden Nachlasses 
oder Schenkungen zur Anwendung ge-
langen. Der Steuersatz soll 50 Prozent 
betragen. Der Ertrag dieser Steuer wäre 
zweckgebunden einzusetzen: Bund und 
Kantone müssten die Einnahmen zur 
«sozialgerechten Bekämpfung der Kli-
makrise sowie für den dafür notwen-
digen Umbau der Gesamtwirtschaft» 
verwenden. 

Wir haben es hier mit einer sehr gefähr-
lichen und schädlichen Initiative zu 
tun; ihre Wirkung wäre fatal. Solche 
Vermögenswerte sind meistens in Un-
ternehmungen investiert und nicht li-
quide vorhanden. Somit wäre eine Un-
ternehmensnachfolge unmöglich, wenn 
eine derartige Steuer erhoben würde. 
Der eingesetzte Gutachter, Professor 
Marius Brülhart von der Universität 
Lausanne, kommt zum Schluss, dass 
mit der Initiative insgesamt 77 bis 93 
Prozent der potenziellen Steuerzah-
lenden abwandern würden. Nach Ab-
wanderungseffekten verblieben gemäss 
diesem Gutachter nur noch geschätzte 
Erträge von rund 100 bis 600 Millionen 

Franken. Diesen neuen Einnahmen 
stünden Ausfälle bei bestehenden Ein-
kommens- und Vermögenssteuern (in-
folge der Abwanderung ins Ausland) 
in der Höhe von schätzungsweise 2,8 
bis 3,7 Milliarden Franken gegenüber. 
Netto wäre diese Initiative somit ne-
gativ. Deshalb beantragen sowohl der 
Bundesrat wie auch die vorberatende 
Kommission (die WAK) die Initiative 
zur Ablehnung. 

Ein weiteres Geschäft aus unserer Kom-
mission, das heisst aus der WAK, ist die 
Bargeldinitiative, die der Nationalrat 
bereits in der ersten Sessionswoche be-
raten hat. Die Volksinitiative trägt den 
Titel «Ja zu einer unabhängigen, freien 
Schweizer Währung mit Münzen oder 
Banknoten (Bargeld ist Freiheit)». Die-
se Initiative verlangt die Sicherstellung 
der Bargeldversorgung in der Schweiz 
und eine Volksabstimmung bei einem 
Ersatz des Frankens durch eine andere 
Währung (z.B. bei der Einführung des 
Euro). Der Nationalrat stimmt diesem 
Anliegen zu und unterstützt einen etwas 
angepassten Gegenvorschlag des Bun-
desrates.

Gerne weise ich auf  ein wichtiges 
Geschäft hin, die Diskussion des Be-
richts der Parlamentarischen Untersu-
chungskommission zur Notfusion der 
Credit Suisse (PUK). Der Nationalrat 
wird diesen Bericht und die daraus 
resultierenden Forderungen am Diens-
tag, 18. März, beraten. Zur Erinne-
rung: Mitte März 2023 – also ziemlich 
genau vor zwei Jahren – geschah in 
der Bankenlandschaft der Schweiz ein 
Erdbeben: am Sonntagabend, 19. März 
2023, gab der Bundesrat die Zwangsfu-
sion der in Not geratenen CS mit der 
UBS bekannt. 

Damit dieses Geschäft zustande kom-
men konnte, musste die öffentliche 
Hand Garantien von insgesamt 257 
Milliarden Franken leisten. Das ist 
eine unglaubliche Summe, eine noch 
nie dagewesene Dimension. Zum Ver-
gleich: Diese Garantien entsprachen 
etwa drei Jahresbudgets des Bundes 
(ca. 80 Milliarden Franken pro Jahr). 
Glücklicherweise mussten diese Ga-
rantien nicht in Anspruch genommen 
werden und sie wurden im August 2023 
bereits aufgelöst. Aber es besteht der 

Eindruck, dass das alles schon bald 
vergessen ist. Es war mir eine Ehre, in 
dieser 14-köpfigen PUK mitwirken zu 
können – an 45 Sitzungen (das sind um-
gerechnet acht Arbeitswochen!). 

Ab Juni 2023 bis Ende 2024 wurde das 
Verhalten der Behörden beurteilt und 
es entstand ein über 500-seitiger Bericht 
mit 20 Empfehlungen, vier Motionen, 
sechs Postulaten und einer parlamen-
tarischen Initiative. Die PUK legt Wert 
darauf, dass neue Regelungen nur für 
die systemrelevanten Banken einge-
führt werden, das sind heute die UBS, 
die Zürcher Kantonalbank, die Raiffei-
sengruppe und die Postfinance, nicht 
aber für die übrigen Banken. 

Versagt hat in dieser Sache klar das 
Management der Credit Suisse. Des-
wegen braucht es einige gesetzliche An-
passungen: Gefordert wird vor allem, 
dass die eidgenössische Finanzmarkt-
aufsicht (Finma) sich besser durchsetzt, 
und zwar gegen die grossen, die system-
relevanten Banken. Ebenso verlangt 
die PUK, dass das Vergütungssystem 
(Boni) angepasst wird. 

Auch Erdbeben  
gehen vergessen

Leo Müller
Die Mitte,
Ruswil
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Leben, wenn das Leben endet
HOCHDORF Ein Gespräch 
über das Sterben – das ist 
etwas vereinfacht ausgedrückt 
das Anliegen des Netzwerks 
Palliative Care Seetal. Mit Jane 
Morgillo hat das Netzwerk 
eine initiative Präsidentin.

Das Netzwerk Palliative Care Seetal  
wurde vor einem Jahr gegründet, um 
Ärzte, Behörden, Seelsorger und Frei-
willige untereinander zu vernetzen, um 
nichtmedizinische-pflegerische Leis-
tungen für sterbende Menschen zu ko-
ordinieren. Ende März führt das Netz-
werk eine öffentliche Veranstaltung 
durch im Zentrum St. Martin in Hoch-
dorf. Jane Morgillo, Ärztin im Seetal hat 
im vergangenen Herbst 2024 die Leitung 
des Netzwerks übernommen, weil sie 
gerade eine «familiär bedingte Erwerbs- 
pause mache und so von der Gruppe am 
meisten Zeit habe». Palliativmedizin, 
sagt Jane Morgillo, bedeutet nicht, sich 
nur mit dem Sterben auseinanderzuset-
zen, sondern ist eigentlich Medizin aus 
einem anderen Blickwinkel betrach-
tet: weil eben eine Heilung nicht mehr 
möglich ist, schwenkt der Fokus auf  

die Lebensqualität. «Eigentlich ist es 
das, was wir doch alle wollen, egal wo 
wir im Leben stehen», sagt sie. Folglich 
geht es nicht in erster Linie darum, was 
die moderne Medizin alles an Abklä-
rungen und Therapien bieten könnte 
(wobei der Arzt das im Idealfall im Hin-
terkopf  haben sollte), sondern darum, 
wo der betroffene Mensch im Leben 
steht und was ihn plagt und beschäf-
tigt. «Eigentlich kann man daher schon 

früh im Krankheitsprozess einer un-
heilbaren Krankheit diesen palliativ
medizinischen Ansatz in Vordergrund 
stellen,» ist Jane Morgillo überzeugt. 
Palliativmedizin sei eben eigentlich 
nicht die Spezialität des Sterbens, son-
dern die, wie man noch lebt, wenn das 
Leben begrenzt ist. Deswegen brauche 
es auch ein Team: «Wenn existentielle 
und spirituelle Fragen im Vordergrund 
stehen, dann bin ich als Ärztin mit mei-

nem Abklärungs- und Therapieangebot 
vielleicht nicht die beste Hilfe in einem 
bestimmten Moment. Wobei ich zuerst 
mal ja auch einfach Mensch bin und 
in meiner ärztlichen Tätigkeit gerne 
die dringendsten Sorgen «meiner» Pa-
tientinnen und Patienten erfassen und 
würdigen möchte.» Neben Fragen nach 
den verschiedenen körperlichen Be-
schwerden gehören daher bei einer pal-
liativmedizinischen Betreuung «stan-
dardmässig»  die Frage nach Ängsten 
dazu; das führt dann je nachdem zu 
wichtigen Themen.

Niederschwelliger Austausch
Der kommende Anlass am 31. März für 
die Öffentlichkeit ist so geplant, das 
es einen niederschwelligen Austausch 
geben kann. Nach einem Input-Referat 
von Ivo Gerig wird es an «Marktstän-
den» Begegnungszonen mit den ver-
schiedenen Fachpersonen geben: von 
der Spitex, wo man über das Palliativ 
Plus Angebot erfahren kann, von Ver-
tretern der Pflegeheime, welche eine 
wertvolle Rolle bei der Palliativ Care 
spielen. Viele Menschen möchten zu 
Hause sterben, doch ist es nicht im-
mer möglich. Tatsächlich sterben viele 
Menschen schlussendlich doch im Pfle-

geheim, welches aus Jane Morgillos Er-
fahrung sehr gute Begleitungen bietet. 
Ausserdem spielen die Seelsorge und 
Freiwilligengruppen eine wichtige Rol-
le bei der Begleitung von Betroffenen 
und Angehörigen. Sie werden ebenfalls 
über ihre Dienstleistungen und Erfah-
rungen Auskunft geben. Dabei geht es 
nicht nur darum, Fragen zu beantwor-
ten, sondern auch zu sehen, wo Lücken 
und Schwächen in der Versorgung und 
Kenntnisse bestehen. »

Jane Morgillo hat nach dem Medi-
zinstudium in Basel den Facharzttitel 
Innere Medizin mit Schwerpunkt Ger
iatrie (Altersmedizin) erworben. Dafür 
verbrachte sie Zeit im Felix-Platter-Spi-
tal in Basel auf  der Geriatrie, Spital 
Münsterlingen auf  der Inneren Medizin 
und dann im Kantonsspital Luzern auf  
der Inneren Medizin. In diesem Feld be-
gegnet man dem Sterben oft. Die letzten 
fünf  Jahre war Jane Morgillo im Seetal 
in verschiedenen Heimen ärztlich tätig. 
Sie war zuerst angestellt in der Linden-
bergpraxis in Hitzkirch, nach der Eröff-
nung des MedZentrums schliesslich in 
Hochdorf. � SB

Fragen rund ums Sterben? 31. März, 19.30 Uhr, Zen­
trum St. Martin, Hochdorf

Jane Morgillo, Präsidentin des Netzwerks Palliative Care Seetal.  Foto Werner Rolli


